Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 

1949 


Drucksache Nr. 4306 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, FU (BP-Z) 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Rechtsstellung der in den Deutschen Bundestag gewählten 
Angehörigen des öffentlidien Dienstes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Ein In den Deutschen Bundestag gewähl- 
ter Beamter oder Richter mit Dienstbezügen 
tritt mit dem Tage der Annahme der Wahl 
in den Ruhestand, 

§ 2 

(1) Der Beamte oder Richter (§ 1) erhält 
für den Monat, In dem er die Wahl zum 
Abgeordneten des Bundestages annimmt, die 
Dienstbezüge des von ihm bisher bekleide- 
ten Amtes. 

(2) Nach Ablauf der Zeit, für die Dienst- 
bezüge gewährt werden, erhält der Beamte 
oder Richter Ruhegehalt. 

S 3 

(1) Nach der Beendigung der Mitglied- 
schaft im Bundestag ist der Beamte oder 
Richter (§ 1), wenn er die allgemeinen Vor- 
aussetzungen für die Berufung in das Be- 
amtenverhältnis noch erfüllt, auf seinen An- 
trag wieder In das frühere Dienstverhältnis 
zu übernehmen; das ihm zu übertragende 
Amt muß derselben oder einer gleichwertigen 
Laufbahn angehören wie das zuletzt be- 
kleidete Amt und mit mindestens demselben 
Endgrundgehalt ausgestattet sein. 


(2) Stellt der Beamte oder Richter einen 
Antrag nach Absatz 1 Innerhalb einer Frist 
von drei Monaten, so erhält er von dem Be- 
ginn des Monats an. In dem der Antrag ge- 
stellt Ist, bis zur Übertragung des Amtes die 
Dienstbezüge, die ihm bei einem Verbleiben 
in seinem früheren Amte zugestanden hät- 
ten, mit Ausnahme der zur Bestreitung von 
Dienstaufwandskosten bestimmten Ein- 
künfte. 

(3) Stellt der Beamte oder Richter einen 
Antrag nach Absatz 1 nicht, so verbleibt er 
im Ruhestand. Die oberste Dienstbehörde 
kann ihn jedoch, falls er bei Beendigung der 
Mitgliedschaft Im Bundestag das fünfund- 
fünfzigste Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, unter Übertragung eines den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 entsprechenden 
Amtes wieder In das frühere Dienstverhältnis 
berufen, lehnt er die Berufung ab, so gilt er 
als entlassen. Satz 2 findet keine Anwen- 
dung, wenn der Beamte oder Richter wäh- 
rend der Dauer seiner Mitgliedschaft im Bun- 
destag Mitglied der Bundesregierung war. 

§ 4 

Die Zeit der Mitgliedschaft im Bundestag 
bis zur Vollendung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres gilt als ruhegehaltfähige Dienst- 
zeit; sie wird bei einem Wiedereintritt in das 
frühere Dienstverhältnis (§ 3 Abs. 1) oder 
nach Beendigung der Wahlperiode auf das 
Besoldungsdienstalter angerechnet. 
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S5 

(1) Die Vorschriften der §§ 1 bis 4 gelten 
sinngemäß für Angestellte des öffentlichen 
Dienstes. Bei Angestellten, die keinen ver- 
traglichen Anspruch auf Versorgung nach be- 
amtenrechtlichen Grundsätzen haben, tritt 
an die Stelle des Ruhegehalts für die Dauer 
der Mltgliedsdiaft im Bundestag die Hälfte 
der Vergütung, die ihm bei Verbleiben Im 
Dienst in seiner Vergütungsgruppe zugestan- 
den hätte, hinsichtlich der Steigerungsbeträge 
nach Maßgabe des § 4. 

(2) Sofern ein Angestellter des öffent- 
lichen Dienstes bis zur Annahme der Wahl 
Pflichtversicherter im Sinne der Rentenver- 
sicherung war, gilt er für die Zeit der Mit- 
gliedsdiaft Im Bundestag nach der zuletzt 
bezogenen Vergütung weiter als pflichtver- 
sichert; die gesetzlichen und dienstvertrag- 
lichen Arbeitgeberanteile für die Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung trägt der Dienst- 
herr. Entsprechendes gilt für die zusätzliche 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach 
§ 16 ATO. 

§ 6 

Die Entlassung eines Beamten oder Rich- 
ters oder die Kündigung eines Angestellten 
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nach Beendigung der Mitgliedschaft im Bun- 
destag wegen der Tätigkeit als Abgeordneter 
ist unzulässig. 

S 7 

Auf beamtete Lehrer an wissenschaftlichen 
Hochschulen, auf Personen, die ein Ehren- 
amt bekleiden oder keine feste Besoldung be- 
ziehen, sowie auf Wahlbeamte auf Zeit findet 
dieses Gesetz keine Anwendung. Die Rechts- 
stellung der In den Deutschen Bundestag ge- 
wählten Wahlbeamten auf Zeit ist durch 
Landesgesetz zu regeln. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch Im Lande 
Berlin. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1953 in 
Kraft. Die §§ 1 bis 3 sowie die §§ 6 und 7 
gelten erstmals für die Wahl zum zweiten 
Deutschen Bundestag. 


Dr. von Brentano und Fraktion 

Dr Schäfer und Fraktion 

Dr, von Merkatz und Fraktion 

Dr. Dedter, Pannenbecker und Fraktion 



